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Rechtspolitische Lehren aus dem Wehrhahn-Prozess 
BGH, Urt. v. 14.1.2021 – 3 StR 124/20 

 
 

  
von RA Dr. Gerd J. van Venrooy* 

 
 
 
I. Sachverhalt 
Das Revisionsurteil ist seit dem 10. März 2021 auf der 
BGH-Internetseite nachzulesen. In den Worten des BGH 
ging es um Folgendes: 
 
„Nach den vom Landgericht getroffenen Feststellungen 
wurde am 27. Juli 2000 im Bereich des S-Bahnhofs Düs-
seldorf-Wehrhahn auf der Rückseite des zu den Gleisen 
gelegenen Geländers einer Fußgängerbrücke eine mit dem 
Sprengstoff Trinitrotoluol (TNT) befüllte Rohrbombe zur 
Explosion gebracht. Der Sprengkörper war nicht industri-
ell hergestellt, mit einem externen Zündmechanismus ver-
sehen und wurde mit einer funkgesteuerten Fernzündung 
ausgelöst. Zum Zeitpunkt der Explosion befand sich auf 
der Fußgängerbrücke eine Gruppe aus Russland, der Uk-
raine und Aserbaidschan stammender Personen – davon 
vier jüdischer Abstammung –, die zuvor eine anliegende 
Sprachschule besucht hatte. Zehn dieser Personen wurden 
von den durch die Sprengung ausgelösten Splittern – teil-
weise lebensgefährlich – verletzt. Eine im sechsten Monat 
schwangere Geschädigte verlor ihr Kind. Der rechtsradi-
kal eingestellte Angeklagte, der längere Zeit als Berufs-
soldat tätig gewesen war, wohnte rund 500 Meter vom Ex-
plosionsort entfernt und war Inhaber einer unweit gelege-
nen Militariahandlung. Er befand sich zum Zeitpunkt des 
Anschlags in der Nähe des Tatorts. Dass er die Explosion 
ausgelöst hatte, hat die Strafkammer nicht festgestellt.“ 
 
II. Notwendiger Freispruch 
 
In der Tat: Dass der Angeklagte die Explosion ausgelöst 
hätte, „hat die Strafkammer nicht festgestellt“. Es war ab-
zusehen, dass der Prozess so enden würde, und zwar von 
vornherein. Nicht einmal ein Fehl-Geständnis des Ange-
klagten, wie es nicht selten vorkommt, hätte zu einer an-
deren Einschätzung führen können. Mehr als schwache 
Mutmaßungen und „Zeugen“ in Anführungszeichen hatte 
der Angeklagte nicht gegen sich. Ob es überhaupt einen 
einzigen außerhalb des Strafrechtssystems und der Me-
dien Stehenden gab, der an die Täterschaft des Angeklag-
ten geglaubt hätte, darf bezweifelt werden. Die Strafkam-
mer jedenfalls gehörte nicht dazu. Und die Bundesanwalt-
schaft genauso wenig; laut BGH-Urteil vertrat sie nämlich 
die Revision der Staatsanwaltschaft nicht. Der BGH 
schließlich gab der Strafkammer in knappen Worten recht. 
In eine solche Lage kann jeder geraten. Grund ist § 200 
Abs. 1 Satz 1 und 2 StPO, der für den Inhalt der Anklage-
schrift nur recht großzügige Vorgaben macht. Diese Stelle  
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beschreibt gründlicher und erlebbarer als der gesamte 
GG-Grundrechtskatalog, wie in diesem Land die Freiheit 
eingestuft wird. Eine Reform ist überfällig, etwa mit fol-
gender Formulierung: 
 
„§ 200 Abs. 1 Satz 1 und 2 werden durch folgende Sätze 
1 bis 3 ersetzt: Die Anklageschrift hat den Angeschuldig-
ten, die Tat, die ihm zur Last gelegt wird, sowie Zeit und 
Ort ihrer Begehung anhand einer Herleitung aus den ge-
setzlichen Merkmalen der Straftat und der anzuwenden-
den Strafvorschriften zu bezeichnen (Anklagesatz). Die 
Beweismittel sind dem Anklagesatz so zuzuordnen, dass 
erkennbar ist, welche Umstände mit jedem von ihnen be-
wiesen werden sollen. In ihr sind ferner das Gericht, vor 
dem die Hauptverhandlung stattfinden soll, und der Ver-
teidiger anzugeben.“ 
 
Auf einer solchen Basis würde die Zahl gerichtlicher 
Nichteröffnungsbeschlüsse (§ 204 Abs. 1 StPO) nach 
oben schnellen. Das wäre schon einmal ein gutes Zwi-
schenergebnis. Die Entwicklung würde auf längere Sicht 
dahin gehen, dass deutlich weniger Anklageschriften ver-
fasst würden; das hätte auch Personaleinsparungen zur 
Folge. 
 
III. Öffentliche Vorverurteilung 
 
Die Strafkammer blieb stets unbeeindruckt von der Ab-
lehnung, die dem Angeklagten in der Öffentlichkeit ent-
gegengebracht wurde, insbesondere nachdem sie noch 
während der Hauptverhandlung den Haftbefehl aufgeho-
ben hatte mit der zutreffenden Begründung, der Verdacht 
gegen ihn sei nicht mehr dringend (§ 120 Abs. 1 S. 1 
Var. 1 StPO). Die Medien hätten ihn gern verurteilt gese-
hen und kritisierten demnach auch die Haftentscheidung, 
wahrscheinlich weil sie die vorprozessuale Presseverlaut-
barung der Kriminalpolizei über ihre Ermittlungen positiv 
kommentiert hatten und sich jetzt ins Unrecht gesetzt sa-
hen. 
 
Das Thema „öffentliche Vorverurteilung“ ist alles andere 
als neu. Aber dieser Fall weist eindrücklich darauf hin, 
dass es noch lange nicht bewältigt ist. Man glaubt gern 
jeder Strafkammer, dass sie darauf nicht hereinfällt. Aber 
auch ohne ein derartiges Fehlverhalten leidet die Lebens-
gestaltung eines nicht in Untersuchungshaft befindlichen 
Angeklagten erheblich unter einer solchen Situation. Die-
ser sah sich nach Aufhebung des Haftbefehls veranlasst, 
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sich zwischen den Hauptverhandlungsterminen zu verste-
cken (was wiederum als Haftgrund nach § 112 Abs. 2 
Nr. 1 Var. 2 StPO hätte aufgefasst werden können, wenn 
es nicht mit der Strafkammer abgestimmt war). Und er 
musste sich von den Medien die Frage gefallen lassen, ob 
er jetzt in irgendeinem Zelt hinter dem Landgericht (wo 
es in der Tat ein entsprechendes, teilweise benutztes offe-
nes Gelände gibt) sein Essen zubereite. Die Berichterstat-
tung über den Freispruch und die Verwerfung der Revi-
sion durch den BGH blieb auf eben diesem Niveau. Von 
einer Reaktion des Deutschen Presserats war nichts zu 
vernehmen. Ebenso stumm blieb der NRW-Ministerpräsi-
dent als Inhaber der Rechtsaufsicht über den WDR nach 
§ 54 Abs. 1 Satz 1 WDR-Gesetz. Und er hätte Grund ge-
habt, laut zu werden: Den Umstand, dass der Angeklagte 
sich gegen die Vorwürfe aus der Anklageschrift vertei-
digte, als „Erzählen von Räuberpistolen“ zu bezeichnen, 
verstieß glatt gegen die persönliche Ehre des Angeklagten 
(§ 5 Abs. 1 S. 2 WDR-Gesetz) und seine Menschenwürde 
(§ 5 Abs. 2 WDR-Gesetz). 
 
Das darf so nicht weitergehen. Es muss zumindest dafür 
gesorgt werden, dass die Medien nicht offen Stimmung 
machen gegen einen Beschuldigten, Angeschuldigten 
oder Angeklagten. Angesichts der Pressefreiheit (Art. 5 
Abs. 1 S. 2 GG) ist das problematisch, aber eine Abwä-
gung mit den Interessen einer solchen Person (Art. 5 
Abs. 3 GG) sollte doch wenigstens ermöglichen, Wertun-
gen anderer Art als juristischer zu untersagen, solange 
keine rechtskräftige Verurteilung erfolgt ist. Eine entspre-
chende Bestimmung würde im Sachzusammenhang mit 
der StPO stehen, könnte also dort oder bei § 169 GVG ih-
ren Platz bekommen. Aber angesichts der Gesetzgebungs-
kompetenz der Länder für das Pressewesen würde man 
vielleicht eher dort nach einer Regelung suchen. Im Lan-
despressegesetz NRW wäre § 6 über die Sorgfaltspflicht 
der Presse um folgenden Abs. 2 zu ergänzen: 
 
„Wenn die Presse über Strafverfahren berichtet, darf sie 
über die Person des Beschuldigten, Angeschuldigten oder 
Angeklagten (§ 157 der Strafprozessordnung), solange 
dieser nicht rechtskräftig verurteilt ist, nur Tatsachen ver-
breiten.“ 
 
Die Ordnungswidrigkeitenbestimmung des § 23 wäre in 
Abs. 1 um folgende Nr. 2a zu ergänzen: 
 
„2a. gegen die Verpflichtung aus § 6 Abs. 2 verstößt,“ 
 
Für die weiteren Landesgesetze über Presse, Rundfunk, 
Fernsehen und sonstige Medien sowie einschlägige 
Staatsverträge würde Paralleles gelten. 
 
IV. Ankündigungs- und Einräumungszeugen 
 
Der Angeklagte sollte zwei Zeuginnen gegenüber den An-
schlag angekündigt und ihn gegenüber zwei weiteren Zeu-
gen eingeräumt haben. Die Strafkammer glaubte diesen 
vier Zeugen nicht. Einer der beiden Einräumungszeugen 
verzichtete öffentlichkeitswirksam auf die Belohnung, die 
für die Ergreifung der Tatperson(en) ausgesetzt war, zu-
gunsten der Opfer. Die Medien sahen das als Beleg seiner 

Glaubwürdigkeit. Das Gegenteil war selbstverständlich 
richtig. Wegen Betrugs vorbestraft (§ 68a Abs. 2 S. 2 
StPO), konnte er mit seiner Erklärung eigentlich nur einen 
Umkehrschluss provozieren. Die Strafkammer hatte ihn 
aber ohnehin schon vor seiner Zusage für unglaubwürdig 
gehalten. Bemerkenswert ist es, dass die Strafkammer bei 
keinem der beiden Einräumungszeugen ein „Motiv für 
eine Falschbelastung“ feststellen konnte. Umso schwerer 
wiegt es, dass sie ihnen keine Glaubwürdigkeit zubilligte. 
Es zeigt aber auch, wie gefährlich die beiden Zeugen wa-
ren. – Hinsichtlich der beiden Ankündigungszeuginnen 
sah die Strafkammer keine andere Beurteilungsgrundlage. 
– Der BGH fasst zusammen: „Auch dass insgesamt vier 
Personen von Bemerkungen des Angeklagten berichtet 
haben, die auf seine Tatbegehung hätten hinweisen kön-
nen, hat die Strafkammer erwogen. Die Bewertung, dass 
dennoch keiner der Aussagen gefolgt werden konnte, ist 
nicht zu beanstanden.“ 
 
Die Beweiswürdigung der Strafkammer zeigt, dass eine 
solche Situation gut handhabbar ist. Der „Grundsatz der 
freien richterlichen Beweiswürdigung“ des § 261 StPO 
hat in diesem Fall mithin nicht versagt. Gleichwohl drängt 
sich eine Ergänzung des § 338 StPO über „Absolute Re-
visionsgründe“ auf, damit eine bedrohliche Beweiswürdi-
gungslage wie diese stets besondere Aufmerksamkeit er-
fährt. § 338 StPO würde also um eine Nr. 7a ergänzt: 
 
„7a. wenn das Urteil ausschließlich auf der Aussage eines 
Zeugen beruht, nach dessen Aussage der Angeklagte die 
Tat, derentwegen er verurteilt worden ist, ihm gegenüber 
angekündigt oder eingeräumt hat, oder wenn nicht auszu-
schließen ist, dass das Urteil ausschließlich auf der Aus-
sage beruht;“ 
 
V. Haftgründe 
 
Der Angeklagte hatte geraume Zeit in der Untersuchungs-
haft verbringen müssen. Der Fehler liegt in § 112 Abs. 3 
StPO, wonach gegen eine Person, die (unter anderem) des 
Mordes dringend verdächtig ist, die Haft auch ohne „Haft-
grund nach Abs. 2“ angeordnet werden darf. Die in § 112 
Abs. 2 StPO aufgelisteten, ohnehin schon ausufernden, 
also alle nur denkbaren Sicherheitsbelange überkompen-
sierenden Haftgründe genügen vollkommen. Folgerichtig 
würde ein StPO-Änderungsgesetz lauten: 
 
„§ 112 Abs. 3 wird aufgehoben.“ 
 
VI. Ermittlungserwägungen 
 
Soweit das von außen nachvollzogen werden konnte, lie-
ßen die vorprozessualen Ermittlungen einige auf der Hand 
liegende Fragen offen. Vor allem scheint nicht darüber 
nachgedacht worden zu sein, ob von dem Anschlag tat-
sächlich die Opfer getroffen werden sollten oder wirklich 
alle: Der in Betracht kommende Täterkreis ändert sich 
zwangsläufig, wenn vielleicht nur eine Person aus dieser 
Gruppe das Ziel des Anschlags war und Tod oder Verlet-
zung der anderen lediglich in Kauf genommen wurden – 
oder wenn im äußersten Fall die Bombe aus Tätersicht bei 
einer „falschen“ Gruppe zur Explosion gebracht wurde. 
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Das nähme der Tat zwar weder ihre Tragweite noch ihre 
rechtliche Einstufung als versuchter Mord; die mögliche 
Motivlage würde sich jedoch ganz anders darstellen. – 
Auch der Ort, von dem aus die Rohrbombe gezündet wor-
den sein soll, steht keineswegs außer Zweifel. Laut An-
klage soll die Zündung von einer Person vorgenommen 
worden sein, die auf einem Verteilerkasten saß und von 
dort die Stelle im Blick hatte, wo die Bombe befestigt war. 
Um einiges näher liegt die Annahme, dass sie gezündet 
wurde aus einem der vielen Häuser, von denen aus man 
den Platz einsehen kann, ohne selbst gesehen zu werden. 
– Ebenso wenig ist wohl untersucht worden, ob es Zeugen 
für das Anbringen der Bombe gab, mag es auch nicht er-
kennbar gewesen sein, dass es um eine Bombe ging. Im-
merhin steht im BGH-Urteil über den Angeklagten der 
Satz: „Er befand sich zum Zeitpunkt des Anschlags in der 
Nähe des Tatorts.“ 
 
Wenn alles so war, wie es sich dem neutralen Beobachter 
darstellte, besteht wiederum legislativer Handlungsbe-
darf, auch wenn die Sicht der Strafkammer davon nicht 
beeinträchtigt wurde. Das BGH-Urteil berichtet von einer 
„operativen Fallanalyse“, in der aber „nicht die Person des 
Angeklagten, sondern die eines potentiellen Täters be-
schrieben wird“. Vielleicht wäre man nach einer Lektüre 
der Fallanalyse klüger. Verlassen sollte man sich jedoch 
nicht darauf. Demnach würde man § 338 StPO um eine 
Nr. 7b ergänzen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„7b. wenn das Urteil auf einer Annahme beruht, die nicht 
zwingend ist, oder wenn nicht auszuschließen ist, dass das 
Urteil auf der Annahme beruht;“ 
 
Ein solcher Vorschlag mag wegen des auch strafrechtli-
chen BGH-Grundsatzes (wohl zuletzt ausformuliert im 
Urt. v. 25.10.2012 – 4 StR 346/12), Denkfehler der Vor-
instanz als Revisionsgrund zu behandeln, überflüssig er-
scheinen. Doch wäre sinngemäße Erst-Adressatin dieser 
Nr. 7b die Kriminalpolizei, die sich daran orientieren 
könnte, bevor sie nach § 163 Abs. 2 S. 1 StPO „ihre Ver-
handlungen“ der Staatsanwaltschaft übersendet. Auch 
dadurch würde die Zahl der Anklageschriften reduziert. 
 
VII. Fazit 
 
Die Tat ist lange her, mittlerweile rund 21 Jahre. Man 
sollte trotzdem hoffen, auch wenn der Glaube daran 
schwerfällt, dass irgendwann doch noch festgestellt wird, 
wem sie zur Last gelegt werden muss; Verjährung droht 
nicht, § 78 Abs. 2 StGB. Gegen eine Anklage, die Hand 
und Fuß hätte, wäre aus juristischer Sicht gewiss nichts 
einzuwenden. Auf den Freispruch reagierte die Kriminal-
polizei konsensfähig: „Weiter ermitteln.“ 
 


